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Drucksache VI/2346 


Der Bundesminister Bonn, den 16. Juni 1971 

für Bildung und Wissenschaft 
II B 1-0104-6- 14/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Preissteigerungen bei Bildungsausgaben 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Martin, Pfeifer, 
Frau Dr. Walz, Dr. Gölter, Dr. Probst und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2193 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen wie folgt: 


1. Wie hoch sind die effektiven Steigerungsraten der Investitions- 
ausgaben im Bildungssektor, insbesondere im Hochschulbau im 
Jahre 1970 und 1971 unter Berücksichtigung der Preissteige- 
rungen? 

über die gesamten Investitionsausgaben von Bund und Ländern 
im Bildungssektor für 1970 und 1971 lassen sich zur Zeit noch 
keine genauen Angaben machen. Für von Bund und Ländern 
gemeinsam finanzierte Hochschulbauvorhaben stieg das Investi- 
tionsvolumen von knapp 1,4 Mrd DM im Jahre 1969 auf über 
1,8 Mrd DM im Jahre 1970. Der Anteil des Bundes stieg von 
66 Mio DM (1969) auf 939 Mio DM (1970). Für 1971 hat der 
Wissenschaftsrat eine Steigerung der Ausgaben von Bund und 
Ländern auf rd. 2,8 Mrd DM empfohlen. Die tatsächlichen Aus- 
gaben 1971 werden aber auch von der konjunkturellen Entwick- 
lung bestimmt werden. Die voraussichtlichen Ausgaben des 
Bundes für 1971 können erst nach Abschluß genauer Bedarfs- 
verhandlungen mit den Ländern bestimmt werden. 

Diese Investitionssteigerungen entsprechen etwa einer nomi- 
nalen Steigerung von 29% von 1969 zu 1970, und von 55% 
von 1970 zu 1971. Selbst wenn für 1970 eine Preissteige- 
rungsquote von 16% für den Hochschulbau angenommen wird 
(wegen der längerfristigen Verträge im Hochschulbau wird die 
Rate 1970 sicherlich niedriger gewesen sein), stiegen die Aus- 
gaben für den Hochschulbau noch um 11% an. 1971 halten 
Fachleute eine Steigerungsrate bei Baupreisen von ebenfalls 
etwa 11% für realistisch. Danach würde das Investitionsvolu- 
men 1971 effektiv um etwa 40% gegenüber 1970 steigen. 
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Für die Bundesausgaben für den Hochschulbau sieht diese Rech- 
nung so aus: Die Steigerung der Bundesausgaben für den Hoch- 
schulbau von 616 Mio DM 1969 auf 939 Mio DM 1970 ent- 
spricht einer nominalen Steigerungsrate von 52% und bei einer 
16%igen Preissteigerung einer realen Steigerung von 31 %. 


2. Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustellen, daß die über- 
durchschnittliche Steigerungsrate des Einzelplans 31 gegenüber 
dem Vorjahr nicht zu einem erheblichen Teil durch Preissteige- 
rungen insbesondere bei den Baukosten aufgezehrt wird? 

Die Preissteigerungen können durch eine verstärkte Rationali- 
sierung ausgeglichen werden. Die vom Planungsausschuß ver- 
abschiedeten Flächen- und Kostenrichtwerte werden z. B. zu 
einer Reduzierung der z. T. überhöhten Anforderungen und 
unmittelbar zu einer Senkung der Kosten für den Hochschulbau 
führen. Darüber hinaus hat das gemeinsame Schnellbaupro- 
gramm der Bundesregierung und der Länder dazu beigetragen, 
durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel Ansätze zur Bau- 
rationalisierung zu fördern. Aufbauend auf den aus diesem 
Programm gewonnenen Erfahrungen arbeiten Bundesregierung 
und die Länder an Programmen, die durch die Anwendung kon- 
sequenter Systeme für Planung und Durchführung von Hoch- 
schulbaumaßnahmen und die Vereinheitlichung qualitativer An- 
forderungen an Gebäude und Einrichtung zu einer Kostenredu- 
zierung beitragen werden. Zu den Bemühungen der Bundes- 
regierung um die Rationalisierung des Hochschulbaus habe ich 
auf die Anfrage des Abgeordneten Tönjes vom 12. März 1971 
im einzelnen unter dem 24. März 1971 geantwortet; ich darf 
hierauf verweisen. 


3. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß durch die 
hohen Preissteigerungsraten die Finanzmittel der Länder so 
weit aufgezehrt werden, daß keine Mittel mehr für Reform- 
zwecke im Bildungssektor zur Verfügung stehen? 

a) Die Frage geht von der Voraussetzung aus, daß sich im 
Mittelbedarf des Bildungswesens Kosten von Reformen von 
anderen Kosten klar trennen lassen, und daß ein Bildungswesen 
ohne Reformen wesentlich billiger wäre. Dies trifft nicht zu. Im 
Bildungswesen besteht ein großer Nachhol- und Ausbaubedarf 
auch ohne Reformen. Eine Reihe wichtiger Reformen steigert 
die Kosten nur unwesentlich (z. B. Einführung einer Orientie- 
rungsstufe, Gliederung der Lehrämter nach Stufen, Modernisie- 
rung der Bildungsinhalte). Andere Reformen werden sogar 
Kostenreduktionen verursachen. Dies gilt z. B. für ökonomi- 
schere Raumnutzung in Schulzentren, Nutzung der Unterrichts- 
technologie, Entlastung der Lehrer von nichtpädagogischen Auf- 
gaben, Abkürzung der tatsächlichen durchschnittlichen Studien- 
zeiten. Im übrigen wird ohne Reform unseres Bildungswesens 
und ohne eine erhebliche Verbesserung des Bildungsniveaus 
das Wachstum der Wirtschaft und die demokratische Fortent- 
wicklung der Gesellschaft gefährdet werden. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadie 


b) Nach einer Ermittlung durch die Geschäftsstelle der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung steigen die Gesamt- 
Netto-Ausgaben der Länder für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und kulturelle Angelegenheiten nach den Haushalts- 
plänen 

von 19 093,7 Mio DM im Jahre 1970 

auf 23 122,9 Mio DM im Jahre 1971, 

das heißt um 21,1 v. H. Wegen haushaltstechnischer und metho- 
discher Zurechnungsschwierigkeiten und wegen der konjunk- 
turpolitischen Maßnahmen in Bund und Ländern können diese 
Zahlen nur unter Vorbehalt wiedergegeben werden; die Grö- 
ßenordnung trifft jedoch in jedem Fall zu. 

Ein Zuwachs von 21,1 v. H. geht ebenfalls wesentlich über die 
seit 1970 eingetretenen Preissteigerungen hinaus. Wenn auch 
spezielle Daten über die Preis- und Gehaltsentwicklung im 
öffentlichen Sektor und insbesondere im Bildungsbereich nicht 
vorliegen, wird doch zum Beispiel aus folgenden Angaben (ab- 
geleitet aus Monatsveröffentlichungen des Statistischen Bun- 
desamtes in „Wirtschaft und Statistik“) deutlich, daß die Preis- 
und Gehaltsentwicklung klar hinter dem Anstieg der Bildungs- 
ausgaben zurückbleibt: die Monatsgehälter in der gewerblichen 
Wirtschaft und bei Gebietskörperschaften stiegen von Januar 
1970 bis Januar 1971 um 11,3 v. H., die Bauleistungen für Woh- 
nungsgebäude von Februar 1970 bis Februar 1971 um 10,7 v. H., 
die Preise für Investitionsgüter im gleichen Zeitraum um 
7,7 v. H. 

Trotz der Preis- und Gehaltssteigerungen standen also effektiv 
recht erhebliche zusätzliche Mittel für Bildungsaufgaben zur 
Verfügung. 


4. Bis wann wird der Bund - in Hinblick auf die Notwendigkeit 
der Länder, im Laufe des Sommers mit der Aufstellung der 
Entwürfe für die Haushaltspläne zu beginnen und die mittel- 
fristige Finanzplanung fortzuschreiben - eine Entscheidung 
darüber treffen, wie durch eine Verbesserung der Finanzaus- 
stattung der Länder wenigstens die grundlegende Reform des 
Bildungswesens sichergestellt werden kann? 

Bund und Länder werden in den kommenden Monaten Ver- 
handlungen über das Beteiligungsverhältnis an der Umsatz- 
steuer ab 1. Januar 1972 führen. Dabei werden auch die Anfor- 
derungen im Bildungsbereich Berücksichtigung finden. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung zu der Ansicht gelangt ist, daß ein 
Bildungsbudget erst nach Fortschreibung der mittelfristigen 
Finanzplanung 1972-1975 erstellt werden kann. Die Finanz- 
minister und Finanzsenatoren der Länder haben in ihrer Kon- 
ferenz am 26. Mai 1971 diese Auffassung nochmals nachdrück- 
lich betont. 


Leussink 



